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Unser Az.: 001763-17 Berlin, 14.07.2025 

(Bitte stets angeben)  

Angebot zur rechtlichen Begleitung der Ortsgemeinden Oppenheim, Nier-
stein und Mommenheim bei den anstehenden Konzessionierungsverfahren 
Strom und Gas 

Sehr geehrter Herr Schaad, 

wir bedanken uns herzlich für das Interesse an einer rechtlichen Begleitung der 

Verbandsgemeinde Rhein-Selz bzw der Städte Oppenheim und Nierstein sowie 

der Ortsgemeinde Mommenheim bei deren bevorstehenden Konzessionsver-

fahren Strom sowie des bevorstehenden Konzessionsverfahrens Gas in der 

Stadt Oppenheim.  

Gerne unterstützen wir die vorgenannten Kommunen bei den anstehenden 

Konzessionierungsverfahren und den damit verbundenen Entscheidungspro-

zessen und kommen Ihrer Bitte um Abgabe einer Kostenschätzung für die Be-

gleitung der Kommunen nachfolgend gerne nach. Dazu möchten wir im Fol-

genden die uns bekannte Ausgangssituation zusammenfassen sowie Ihnen an-

schließend die mögliche Begleitung der Konzessionsverfahren durch BBH vor-

stellen.  

I. Ausgangssituation 

Die jeweils mit der EWR AG bestehenden Stromkonzessionsverträge für das 

Gebiet der Städte Oppenheim und Nierstein sowie der Ortsgemeinde Mom-

menheim laufen zeitlich versetzt aus; im Falle der Stadt Oppenheim bereits am 

31.12.2026, für die Stadt Nierstein am 31.12.2027 sowie für die Ortsgemeinde 
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Mommenheim am 31.03.2028. In der Stadt Oppenheim läuft zudem der ebenfalls 

mit der EWR AG bestehende Gaskonzessionsvertrag am 06.12.2027 aus.  

Die EWR AG hat den jeweiligen Kommunen bisher keine Netzdaten zum örtlichen 

Stromversorgungsnetz bzw. Gasversorgungsnetz im jeweiligen Konzessionsgebiet 

gemäß § 46a Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) zur Verfügung gestellt. Eine Be-

kanntmachung des Vertragsendes im elektronischen Bundesanzeiger ist jeweils bis-

lang nicht erfolgt. Die Neuvergabe der Konzessionen soll nun in Angriff genommen 

werden. Dabei ist mit Blick auf ein möglichst effizientes und aufwandsschonendes 

Vorgehen angedacht, die bevorstehenden Stromkonzessionsverfahren und das 

Gaskonzessionsverfahren möglichst zeitlich und inhaltlich parallel durchzuführen, 

um Synergiepotentiale zu heben. 

Mit Blick darauf, dass der Konzessionsvertrag Strom in der Stadt Oppenheim in we-

niger als zwei Jahren am 31.12.2026 endet und folglich die Bekanntmachungsfrist 

gem. § 46 Abs. 3 S. 1 EnWG bereits verstrichen ist, ist jedenfalls insoweit ein zügiges 

Vorgehen geboten. 

Neben den vorgenannten Kommunen laufen in weiteren Ortsgemeinden der Ver-

bandsgemeinde Rhein-Selz teilweise zum 31.12.2029 (drei Ortsgemeinden) und teil-

weise zum 31.12.2032 (vierzehn Ortsgemeinden) die bestehenden Stromkonzessio-

nen aus. Auch diese Stromkonzessionsverträge bestehen derzeit mit der EWR AG. 

Eine ähnliche Ausgangslage besteht für die Neuvergabe von Gaskonzessionen wei-

terer Ortsgemeinden der Verbandsgemeinde Rhein-Selz. In zehn Ortsgemeinden 

enden die Gaskonzessionsverträge mit der EWR AG zeitlich versetzt bis zum Jahr 

2030. Seitens der Verbandsgemeinde Rhein-Selz, die für die jeweiligen Ortsgemein-

den die Konzessionierungsverfahren als Vergabestelle durchführen wird, stellt sich 

vor diesem Hintergrund auch die Frage, ob es verfahrensrechtlich zulässige Wege 

gibt, die Laufzeiten der Strom- und Gaskonzessionsverträge der Ortsgemeinden der 

Verbandsgemeinde Rhein-Selz kurz-, mittel- oder langfristig zu harmonisieren. 

II. Rechtsrahmen für Gaskonzessionierungsverfahren 

Bei der Durchführung des Konzessionierungsverfahrens gemäß den Bestimmungen 

der §§ 46 ff. EnWG sollte es das vorrangige Ziel der jeweiligen Ortsgemeinde sein, 

ein möglichst rechtssicheres Konzessionierungsverfahren zu gewährleisten, da die 

Vergabe von Strom- und Gaskonzessionen in den letzten Jahren sehr streitanfällig 

war.  

Die Anforderungen an die Durchführung von Konzessionierungsverfahren im Gas-

bereich und im Strombereich gem. § 46 EnWG sind vom Gesetzgeber dabei zuletzt 
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in 2017 novelliert und in den letzten Jahren von der Rechtsprechung erheblich ver-

schärft worden. In vielen (wettbewerblichen) Konzessionsvergaben kommt es nach 

wie vor zu Streitigkeiten und gerichtlichen Auseinandersetzungen, insbesondere 

aufgrund von Verfahrensrügen von Bewerbern gegen die Verfahrensgestaltung von 

Kommunen.  

Neben der Gewährleistung eines rechtssicheren Konzessionsverfahrens sollten aber 

auch die zulässigen Spielräume genutzt werden, um die rechtlichen und energie-

wirtschaftlichen Interessen der Ortsgemeinden der Verbandsgemeinde Rhein-Selz 

bestmöglich zu erfüllen.  

Aufgrund der bundes- und landesrechtlichen Zielvorgaben zur Treibhausgasneutra-

lität bis zum Jahr 2045 (§ 3 Abs. 2 Bundes-Klimaschutzgesetz) bzw. gegebenenfalls 

auch bis zum Jahr 2040 (vgl. § 4 Landesgesetz zur Förderung des Klimaschutzes 

(Landesklimaschutzgesetz)) ist im Übrigen davon auszugehen, dass – jedenfalls bei 

Ausschöpfung der gemäß § 46 Abs. 2 EnWG für Konzessionsverträge zulässigen 

Höchstlaufzeit von 20 Jahren – die auslaufenden (Erd)Gaskonzessionen vermutlich 

zum letzten Mal für das jeweilige Gemeindegebiet neu zu vergeben sein werden.  

III. Die Begleitung der Konzessionsvergabe durch BBH 

BBH berät seit mehr als 20 Jahren umfangreich mehrere hundert Kommunen und 

kommunale Versorgungsunternehmen bei der Konzessionsneuvergabe Strom und 

Gas, viele davon auch in Rheinland-Pfalz, darunter in der Vergangenheit (2020/2021) 

auch einige der Ortsgemeinden der Verbandsgemeinde Rhein-Selz. Aus dieser um-

fangreichen Erfahrung heraus ist uns die „Marktlage“ im Konzessionswettbewerb 

bestens bekannt. 

Unser Beratungsschwerpunkt liegt in der Energie- und Infrastrukturbranche. In die-

sen Bereichen gehört BBH zu den europaweit führenden Partnerschaften. Alle rele-

vanten „Rankings“ zählen BBH zu den am höchsten bewerteten Kanzleien auf die-

sem Gebiet; BBH wurde u.a. von der Handelsblatt-Redaktion auch für 2024 wieder 

in den Kategorien Energierecht, Regulierung und öffentliches Wirtschaftsrecht un-

ter Deutschlands besten Kanzleien ausgezeichnet. 

Wir bieten Ihnen den für ein erfolgreiches Konzessionierungsverfahren erforderli-

chen und eingespielten Dreiklang aus „Technik – Wirtschaft – Recht“ aus einer Hand. 

Die rechtliche Expertise unserer mehr als 250 Rechtsanwälte wird durch das tech-

nisch-energiewirtschaftliche Fachwissen der mit uns verbundenen BBH Consulting 

AG (BBHC) ergänzt. Eine solche interdisziplinäre Beratung ist jedenfalls in wettbe-

werblichen Konzessionsvergaben im Hinblick auf die konzessionsrechtliche Recht-

sprechung des BGH und die in Konzessionierungsverfahren gemäß § 46 Abs. 4 Satz 1 
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EnWG von den Kommunen zu berücksichtigenden Ziele des § 1 EnWG (Versorgungs-

sicherheit, Preisgünstigkeit, Effizienz, Verbraucherfreundlichkeit, Umweltverträg-

lichkeit und Treibhausgasneutralität) unerlässlich geworden. Falls Sie konkretere 

Referenzen von uns wünschen, können wir Ihnen gern weitere Unterlagen zur Ver-

fügung stellen. 

IV. Arbeitsschritte und Kostenschätzung für die Begleitung der Konzessionie-

rungsverfahren 

Wir sind bei unserer nachfolgenden Kostenschätzung davon ausgegangen, dass die 

drei Kommunen Oppenheim, Nierstein und Mommenheim zur Reduzierung des 

Zeit- und Kostenaufwands die anstehenden Konzessionierungsverfahren zeitlich 

und inhaltlich einheitlich durchführen und insoweit auch inhaltsgleiche Verfah-

rensunterlagen zur Anwendung gelangen. Die Verfahrensführung wird durch die 

Verbandsgemeinde Rhein-Selz koordiniert. Auftraggeber für BBH wären selbstver-

ständlich gleichwohl die jeweiligen Kommunen. 

Wie in unserem Erstgespräch erörtert, ist vorliegend davon auszugehen, dass sich 

außer der Altkonzessionärin vermutlich kein weiteres Energieversorgungsunter-

nehmen um die Konzessionen bewerben wird. Unsere nachfolgende Kostenschät-

zung beruht insofern auch auf der Prämisse, dass kein wettbewerbliches Konzes-

sionierungsverfahren durchzuführen ist. 

Naturgemäß ist der Aufwand für die Konzessionsneuvergabe deutlich geringer, 

wenn sich nur ein Unternehmen auf die Konzession bewirbt. So kann dann direkt in 

die Vertragsverhandlungen mit dem einzigen Bewerber eingetreten werden. Ob ein 

solcher Fall eintritt, hat/haben die Kommune(n) allerdings nicht in der Hand. Sollte 

vorliegend wider Erwarten doch aufgrund des Auftretens mehrerer Bewerber ein 

wettbewerbliches Auswahlverfahren nötig werden, können wir die Kommunen 

selbstverständlich auch hierbei umfassend begleiten. Der erwartbare Aufwand für 

ein wettbewerbliches Verfahren fällt dabei aufgrund dann notwendiger Kriterien-

festlegungen und notwendiger umfangreicher vergleichender Angebotsauswertun-

gen sowie ggf. nötiger Bearbeitung etwaiger Verfahrensrügen regelmäßig im Ver-

gleich zu einem Verfahren mit nur einem Bewerber ungleich höher aus. Bei Bedarf 

können wir unsere Kostenschätzung dann entsprechend ergänzen. 

Weitere Prämisse unserer nachfolgenden Aufwandsschätzung ist, dass sich in allen 

Kommunen jeweils dasselbe Unternehmen bewirbt und von diesem jeweils auch 

inhaltsgleiche Angebote abgegeben werden. Es ist nicht auszuschließen, dass in 

einzelnen der drei Kommunen eine unterschiedliche Bewerberanzahl auftritt (dies 

ist aufgrund der zwingenden rechtlichen Eigenständigkeit der Konzessionierungs-

verfahren auch zulässig) oder aber derselbe Bewerber gegenüber den einzelnen 
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Kommunen unterschiedlich ausgestaltete Angebote abgibt. Insoweit entstünde 

ggf. ein individuell abzurechender zusätzlicher Aufwand. 

Der nachfolgend geschätzte Kostenaufwand gilt für die Durchführung der Strom-

konzessionierungsverfahren in allen drei Kommunen gemeinsam. Für die Abrech-

nung gegenüber der jeweiligen einzelnen Kommune wäre daher vorab noch ein Ver-

teilungsschlüssel festzulegen, nach dem der anfallende Kostenaufwand auf die ein-

zelnen Ortsgemeinden verteilt werden soll. Ein denkbarer Verteilungsmaßstab 

könnte z. B. die Einwohnerzahl oder das bisherige Konzessionsabgabenaufkommen 

der Ortsgemeinden sein. 

Für das weitere Gaskonzessionierungsverfahren in der Stadt Oppenheim fiele wei-

terer Aufwand an, der individuell der Stadt Oppenheim zuzuordnen wäre. 

In Ansehung der vorstehend skizzierten Ausgangslage bietet sich unseres Erachtens 

folgendes Vorgehen an, für das wir folgenden Aufwand schätzen: 

1. Optional: Vorprüfung zur möglichen Laufzeitharmonisierung der Konzes-

sionsvertragslaufzeiten 

Mit Blick auf die Vielzahl der in 2029 bzw. insbesondere in 2032 endenden Strom-

konzessionsverträge und die Anzahl der bis 2030 endenden Gaskonzessionsverträge 

weiterer Gemeinden der Verbandsgemeinde Rhein-Selz empfiehlt sich eine Vorprü-

fung, welche verfahrensrechtlichen Möglichkeiten bestehen, kurz-, mittel- oder 

langfristig die Laufzeiten der Stromkonzessionsverträge und der Gaskonzessions-

verträge zur Hebung von Effizienzen bei der Konzessionsvergabe sowie auch Ver-

besserung der Verhandlungsposition der Kommunen zu harmonisieren. In diesem 

Zuge wird insbesondere geprüft, welche Laufzeitregelungen sich bei den bevorste-

henden Konzessionsverfahren der Kommunen Oppenheim, Nierstein und Mom-

menheim anbieten bzw. zulässig wären. 

Den Aufwand für diese optionale Prüfung, deren Ergebnisse wir in einer übersichtli-

chen Präsentation der sich ergebenden Handlungsoptionen für die Kommunen Op-

penheim, Nierstein und Mommenheim zusammenfassen würden, schätzen wir auf 

ca. 8 – 12 Arbeitsstunden.  

2. Begleitung der Konzessionsverfahren Strom 

a) Vorbereitungs- und Bekanntmachungsphase 

Unabhängig von der späteren Bewerberanzahl und Verfahrensgestaltung müssen 

die Kommunen jedenfalls ein Bekanntmachungs- und Interessenbekundungsver-

fahren durchführen. 
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Das Auslaufen des bestehenden Stromkonzessionsvertrages ist gemäß § 46 Abs. 3 

Satz 1 EnWG jeweils im elektronischen Bundesanzeiger zu veröffentlichen. Es ist da-

rauf zu achten, dass die Bekanntmachung einen ausdrücklichen Hinweis auf die von 

der jeweiligen Kommune in geeigneter Form zu veröffentlichenden Netzdaten ent-

halten muss. Die Kommunen haben diesbezüglich jeweils einen Auskunftsanspruch 

gegenüber der EWR AG als bisheriger Konzessionärin aus § 46a EnWG. 

Die nach § 46a EnWG erforderlichen Daten müssen durch die Kommunen bzw. die 

Verbandsgemeindeverwaltung bei der bisherigen Konzessionärin abgefordert und 

auf Richtigkeit und Vollständigkeit überprüft werden. Es ist dabei nach unserer Er-

fahrung nicht auszuschließen, dass eine Datenbereitstellung durch die Altkonzessi-

onärin unter die Bedingung einer Vertraulichkeitsvereinbarung gestellt wird 

und/oder nach Prüfung übermittelter Netzdaten eine Nachforderung oder Ergän-

zung erforderlich wird. 

Datenabforderungs-

schreiben an Altkonzessi-

onärin 

Entwurf der Datenabforderungsschreiben an die 

Altkonzessionärin EWR bzgl. der notwendigen 

Netzdaten: 

3 Arbeitsstunden 

Prüfung der erhaltenen 

Netzdaten und ggf. Da-

tennachforderungs-

schreiben  

Prüfung der durch die jeweilige Altkonzessionärin 

vorgelegten Netzdaten auf Vollständigkeit vor dem 

Hintergrund der Regelung des § 46 a EnWG; ggf. 

Entwurf von Datennachforderungsschreiben: 

6 – 8 Arbeitsstunden  

Bekanntmachungstexte  Entwurf der Bekanntmachungstexte zur Veröffent-

lichung nach § 46 Abs. 3 Satz 1 EnWG mit Hinweis 

auf zu veröffentlichende Netzdaten und Veröffent-

lichung im elektronischen Bundesanzeiger: 

3 Arbeitsstunden 

Prüfung und Bearbeitung 

etwaiger Rügen nach § 47 

Abs. 2 EnWG der Bewerber 

Nach § 47 EnWG kann es bereits nach der Bekannt-

machung im Bundesanzeiger zu Rügen von Interes-

senten kommen. 

Der insofern zu erwartende Beratungsaufwand ist 

abhängig von Anzahl und Inhalt eventueller Rügen 

und kann daher nicht konkret abgeschätzt werden. 

Wir können Ihnen aufgrund unserer umfassenden 
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Erfahrungen aus der Begleitung einer Vielzahl von 

Konzessionsverfahren jedoch eine sehr effiziente 

Arbeitsweise zusichern: 

Nach Zeitaufwand 

 

b) Auswahl-/Konzessionierungsphase 

Bekundet jeweils nur ein Bewerber sein Interesse am Abschluss der Stromkonzessi-

onsverträge, so ist kein wettbewerbliches Auswahlverfahren erforderlich. Es können 

direkt Konzessionsvertragsangebote vom Bewerber abgefragt und die Konzessi-

onsverträge dann mit dem Bewerber ausverhandelt werden. Soweit die Angebote 

inhaltsgleich sind, kann dies entsprechend parallel für alle drei Kommunen durchge-

führt werden. 

Erstellung Verfahrens-
brief  

Erstellung Verfahrensbrief an den Bewerber mit 

Aufforderung zum Nachweis der technischen, wirt-

schaftlichen und personellen Leistungsfähigkeit 

und Aufforderung zur Abgabe eines verbindlichen 

Angebotes unter Setzung zulässiger Mindestanfor-

derungen: 

6 – 8 Arbeitsstunden 

Prüfung und Bearbeitung 

etwaiger Rügen nach § 47 

Abs. 2 EnWG des Bewer-

bers 

Nach § 47 EnWG kann es in der Phase der Ange-

botsaufforderung zu Bieterrügen von Bewerbern 

kommen. 

Der insofern zu erwartende Beratungsaufwand ist 

abhängig von Anzahl und Inhalt eventueller Rügen 

und kann daher nicht konkret abgeschätzt werden; 

bei nur einem Bewerber ist der denkbare Rügenum-

fang jedoch sehr gering: 

Nach Zeitaufwand 

Prüfung Konzessionsver-
tragsangebot des Bewer-
bers 

Wir prüfen die durch den Bewerber vorgelegten 

Konzessionsvertragsangebote auf Zulässigkeit und 

Optimierungspotential aus Sicht der Kommunen 
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und erstellen hierzu eine schriftliche Stellung-

nahme: 

ca. 8 – 12 Arbeitsstunden 

Optional: Verhandlung 
mit dem Bewerber 

Ergibt die Auswertung der Bewerberangebote, 

dass diesbezüglich aus Sicht der Kommunen Nach-

verhandlungsbedarf besteht, begleiten wir auf 

Wunsch Verhandlung mit dem Bewerber über sein 

Angebot. So lassen sich die Interessen der Kommu-

nen grundsätzlich am besten verwirklichen. Gerne 

stehen wir Ihnen bei der Begleitung der Verhand-

lung vor Ort oder per Videokonferenz zur Verfü-

gung: 

Verhandlungstermin mit dem Bewerber ca. 2 bis 

4 Arbeitsstunden, zzgl. Vorbereitung von ca. 4 

Stunden; 

6 – 8 Arbeitsstunden 

bei einem Vor-Ort-Termin zusätzlich ca. 4 - 6 

Stunden für An- und Abreise, bei einem*r Bera-

ter*in vor Ort  

4 – 6 Arbeitsstunden 

Optional: 

Finalisierung des Konzes-

sionsvertragsentwurfes 

Im Anschluss an die Verhandlungen mit dem Be-

werber sind die Konzessionsvertragsentwürfe ge-

gebenenfalls an die Ergebnisse der Verhandlungen 

anzupassen und final zu prüfen: 

 

ca. 2 – 4 Arbeitsstunden 

 

Entwurf Beschlussvorla-

gen zur Konzessionierung 

 

Erstellung einer Beschlussvorlage zur Konzessio-

nierung durch den Gemeinde-/Stadtrat der jeweili-

gen Kommune: 

ca. 6 Arbeitsstunden 
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Zweite Bekanntmachung Entwurf der erforderlichen öffentlichen Bekannt-

machung(en) der Konzessionierungsentscheidun-

gen gem. § 46 Abs. 5 Satz 2 EnWG 

ca. 3 Arbeitsstunden 

 

Unter den vorstehend beschriebenen Prämissen und unter Ansatz eines Mischstun-

densatzes in Höhe von € 300,00 netto schätzen wir den Aufwand zur rechtlichen Be-

gleitung der Konzessionierungsverfahren Strom der drei Kommunen entsprechend 

den vorstehend unter IV. beschriebenen Leistungen (ohne optionale Leistungen) in 

Summe auf ungefähr 

€ 10.500,00 – € 12.900,00 netto. 

Bitte haben Sie Verständnis dafür, dass es sich bei der vorstehenden Aufwands-

schätzung nur um eine Schätzung handeln kann, da der Verlauf des Verfahrens so-

wie der damit verbundene Aufwand nur anhand der Vorgaben aus Gesetz und 

Rechtsprechung sowie unserer Erfahrungen prognostiziert werden kann.  

3. Begleitung Gaskonzessionsverfahren der Stadt Oppenheim 

Für das weitere Gaskonzessionierungsverfahren in der Stadt Oppenheim fiele wei-

terer Aufwand an, der individuell der Stadt Oppenheim zuzuordnen wäre; aufgrund 

der parallelen Durchführung der Stromkonzessionierungsverfahren können aber 

auch insoweit vermutlich erhebliche Synergien im Aufwand gehoben werden, da nur 

medienspezifische Besonderheiten im Bereich Gas Mehraufwand mit sich bringen 

und ansonsten auch auf Vorarbeiten im Strombereich zurückgegriffen werden kön-

nen wird. 

Auch insoweit steht unsere nachfolgende Kostenschätzung unter der Prämisse, 

dass auch hier nur ein Bewerber um die Gaskonzession auftritt und dessen Angebot 

– bis auf die medienspezifischen Besonderheiten – in vielen Punkten vergleichbar zu 

den in den Stromkonzessionsverfahren vorgelegten Angeboten ist. 

Die Vorgaben bzw. Schritte für die Durchführung des Gaskonzessionsverfahrens 

entsprechen den vorstehend unter IV.2. zu den Stromkonzessionsvergaben skizzier-

ten Arbeitsschritten. Wir schätzen insofern den für die Begleitung der Gaskonzessi-

onsvergabe der Stadt Oppenheim anfallenden Zusatzaufwand (ebenfalls wieder 

ohne optionale Leistungen) in Summe auf etwa  

€ 4.500,00 – € 5.100,00 netto. 
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V. Mandats- und Vergütungsvereinbarung  

Unsere Beratungsleistungen bieten wir Ihnen bzw. den Kommunen Oppenheim, 

Nierstein und Mommenheim auf der Grundlage unserer in der Anlage als exempla-

rischer Entwurf für die Stadt Oppenheim beigefügten Mandats- und Vergütungs-

vereinbarung an, die insofern einen Stundensatz von € 330,00 für Partner*innen 

und Partner Counsel, € 300,00 für (Senior) Counsel, € 270,00 für angestellte Rechts-

anwält*innen sowie € 140,00 für juristische Mitarbeiter*innen vorsieht. Zur Abde-

ckung der anfallenden Sekretariats- und nicht abrechenbaren Assistenztätigkeiten 

und Verwaltungsauslagen würden wir eine Auslagenpauschale in Höhe von 4,00 % 

unseres Nettohonorarbetrags abrechnen. Die Preisangaben sind Nettoangaben und 

verstehen sich zzgl. Umsatzsteuer. Etwaige Vor-Ort-Termine würden nach tatsäch-

lichem Aufwand abgerechnet, wobei ein Tagessatz pro Berater*in auf acht Stunden 

gedeckelt ist, auch wenn der tatsächliche Aufwand, z.B. durch die An- und Abreise, 

darüber hinausgeht. Reise- und Nebenkosten werden nach Aufwand und Belag be-

rechnet. Selbstverständlich erhalten Sie zu unseren monatlichen Abrechnungen 

ausführliche Nachweise zu den im Einzelnen abgerechneten Beratungsleistungen 

(Datum, Leistung, Zeitaufwand). 

Die Tätigkeiten der BBHC würden wir ebenfalls über die mit BBH abgeschlossene 

Mandats- und Vergütungsvereinbarung abrechnen, wobei die Leistungen der Mitar-

beiter*innen der BBHC als Fremdleistung im Sinne einer von Ihnen geduldeten Un-

terbeauftragung abgerechnet werden würden. Die BBHC-Leistungen werden dabei 

mit einem Stundensatz von € 290,00 für Vorstandsmitglieder, Partner oder Partner 

Counsel, € 230,00 für Counsel und Senior-Consultants, € 180,00 für Consultants und 

€ 130,00 für Junior Consultants angesetzt. 

Sofern wider Erwarten vorliegend doch in einer oder mehreren Kommunen Wettbe-

werb um die Konzessionen entstehen sollte, würde auch der erwartbare Aufwand 

für Beratungsleistungen der BBHC steigen. In diesem Fall wäre dann der beste und 

transparenteste Weg, dass BBHC separat beauftragt wird, auch wenn die Begleitung 

durch BBH und BBHC gemeinsam erfolgt. Sofern diese Konstellation nach Ablauf 

der jeweiligen Interessenbekundungsfristen auftreten sollte, würden wir hierzu 

nochmals auf Sie bzw. die betroffenen Kommunen zugehen.  

Wir hoffen, dass die vorstehenden Ausführungen für Sie hinreichend aussagekräftig 

sind und würden uns freuen, in dieser Angelegenheit für Sie bzw. die Kommunen 

tätig werden zu dürfen.  
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Für Rückfragen stehen Ihnen die Unterzeichner selbstverständlich gern zur Verfü-

gung. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

        

Dennis Tischmacher Clemens Borchers 
Rechtsanwalt Rechtsanwalt 


